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Drucksache Nr. 3891 


DER PRÄSIDENT DES BUNDESRATES 

A b s e h r i f t 


Bonn, den 21. November 1952 


An den 

Herrn Bundeskanzler 

Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 96. Sitzung 
am 21. November 1952 beschlossen hat, dem vom Deutschen Bundes- 
tag am 18. November 1952 verabschiedeten 

Gesetz zur Änderung des Wahlgesetzes zum ersten 
Bundestag und zur ersten Bundesversammlung der 
Bundesrepublik Deutschland vom 15. Juni 1949 

- Nrn. 2889, 3715, 3811, 3851 der Drucksachen - 

gemäß Artikel 84 Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 78 des Grund- 
gesetzes zuzustimmen. 

Gleichzeitig hat der Bundesrat zu vorbezeichnetem Entwurf folgende 
Entschließung beschlossen : 

„Der Bundesrat hatte hinsichtlich des Entwurfs eines Gesetzes 
zur Änderung des Wahlgesetzes zum ersten Bundestag und 
zur ersten Bundesversammlung der Bundesrepublik Deutsch- 
land vom 15. Juni 1949 die Einberufung des Vermittlungs- 
ausschusses gemäß Artikel 77 Absatz 2 des Grundgesetzes ver- 
langt mit dem Ziel, den vorgesehenen § 23 a Absatz 1 ersatz- 
los zu streichen. 

Maßgebend für diesen Beschluß war die Erwägung, daß diese 
Bestimmung verfassungsrechtlichen Bedenken begegne und zu 
unerwünschten, im Verwaltungsaufbau störend wirkenden Kon- 
sequenzen führen könnte. Entsprechend dem Vorschlag des 
Vermittlungsausschusses hat der Bundestag lediglich den 2. Halb- 
satz des § 23 a Absatz 1 gestrichen. Die Bedenken des Bundes- 
rates sind damit jedoch nicht restlos ausgeräumt. Die Bestimmung, 
daß die Durchführung der Nachwahlen Aufgabe des Bundes 
ist, könnte nämlich dahin verstanden werdep, daß eine Ver- 
waltungszuständigkeit des Bundes für die Durchführung von 
Bundestagswahlen bestehe. Eine solche Verwaltungszuständig- 
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keit des Bundes ist jedoch nach dem Grundgesetz nicht vor- 
gesehen. Vielmehr gehören auch die Bundeswahlgesetze zu den 
Gesetzen, die nicht in bundeseigener Verwaltung, sondern gemäß 
Artikel 83 des Grundgesetzes von den Ländern als eigene An- 
gelegenheit ausgeführt werden. 

Aus der Zustimmung des Bundesrates zu dem vorliegenden 
Entwurf kann daher nicht etwa gefolgert werden, daß der 
Bundesrat eine Verwaltungszuständigkeit des Bundes für die 
Durchführung von Wahlen zum Bundestag anerkennt.” 


In Vertretung 
gez. Kopf 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben vom 
18. November 1952 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 


In Vertretung 
Kopf 



